Die Rede von Dr. Michael Naumann anlässlich des außerordentlichen Landesparteitags am 15. September 2007 bei der Norddeutschen Affinerie (Es gilt das gesprochene Wort)
"Gute Arbeit für Hamburg"
Liebe Genossinnen und Genossen, meine Damen und Herren,
die Norddeutsche Affinerie ist der richtige Ort, um über GUTE ARBEIT FÜR HAMBURG zu sprechen. Sie gehört zu den industriellen Leistungsträgern in dieser Stadt. Hier lässt sich die manchmal allzu laute Rede von der Zukunft der Dienstleistungs- oder der postindus-triellen Gesellschaft überprüfen. Wir Sozialdemokraten danken für die Gastfreundschaft. Wir kommen gerne hierher, denn Hamburgs Wirtschaft ist mehr als Laptop und Blackberry, mehr als Medien-,Wissenschafts- oder Medizinstandort. Manchmal lohnt es sich daran zu erinnern: Ohne die Produkte der Industrie, ohne Metalle und andere Rohstoffe, ohne die Arbeit an den Dingen, ohne Schiffe und Flugzeuge, ohne Schienen und Werkzeuge, ohne all das, was heute als "Hardware" gilt, gäbe es auch keine erfolgreiche Dienstleistungs- Industrie. Sozialdemokraten, die über die Zukunft der Arbeit sprechen, könnten nicht näher am Ursprung ihrer Partei sein als in einer Fabrik.
Liebe Genossinnen und Genossen,
Zufall oder nicht - heute tagt auch Hamburgs CDU. Sie wird sich besorgt über die jüngsten Meinungsumfragen beugen. Die Mehrheit der Hamburgerinnen und Hamburger hat sich für einen sozialdemokratisch geführten Senat ausgesprochen. Das ist eine Momentaufnahme. Aber ich weiß, dass der Abstand sich vergrößern wird. Unser Wahlkampf hat gerade erst angefangen. Und wir Sozialdemokraten können kämpfen, können streiten- und wir werden gewinnen. Einer weiß das ganz genau: Im Falle einer Niederlage wird Ole von Beust aus der Politik ausscheiden. So spricht ein fairer Verlierer. In Hamburg sagt man "Tschüss!" 
Und dann heißt es für uns: Ran an die Arbeit. 
Gute Arbeit für unsere Stadt- gute Arbeit für alle Hamburgerinnen und Hamburger. 
Das ist unser Versprechen für unsere Wähler, und wir werden es halten. Der Beust-Senat hat schlecht gearbeitet. Wir haben nach sechs CDU-Jahren im Senat genug gesehen. Es reicht. Genug der PR-Politik, genug des falschen Scheins. Es wird Zeit für eine neue Ernsthaftigkeit im Rathaus. Hamburg ist solider als seine Regierung. Es wird Zeit für eine menschliche und würdige Politik für ganz Hamburg. Die politische Stimme unserer Stadt muss wieder gehört werden. In Berlin, in Brüssel, in der Wirtschaft, in den Gewerkschaften und Verbänden. 
Der politische Hochmut, mit dem Ole von Beust den Willen der Wähler missachtet hat, der Hochmut also, der uns den Asklepios-Skandal mit seinen unabsehbaren Folgekosten beschert hat, die Kaltherzigkeit der Sozialkürzungs-Senatorin Schnieber-Jastram, der jüngste Irrsinn, ein Autorennen durch die Innenstadt zu planen, die Kurzsichtigkeit, ein Monsterkohlekraftwerk in die Stadt zu setzen, die Schnapsidee der Schulsenatorin, Reklame in den Schulen zu erlauben, die Ruinenbaumeisterei des Talentstadt-Politikers Dräger, die rührende Hilflosigkeit des abschiedsbereiten Wirtschaftssenators, von den Schills, Horakovas, Mettbachs, Kuschs und wie sie alle hießen ganz zu schweigen: 
Wir rufen ihnen allen zu: In Hamburg sagt man - Tschüss!
Aber wer wie Ole von Beust am Abend seiner ehrenwerten politischen Laufbahn in derLandespressekonferenz zugibt, dass er zu lange die Augen verschlossen habe vor den Problemen der Umwelt und des Klimas, dem sagen wir nicht nur "tschüss", sondern - 
Guten Morgen!
Genossinnen und Genossen,
erlaubt mir ein paar Bemerkungen zu den Sachzwängen des zeitgenössischen Wahl-kampfs. Es geht darum, das Vertrauen unserer Wähler zu erringen. Das wird uns mit den besseren Argumenten gelingen. Ole von Beust hat seine eigene Sicht der Dinge. "Er oder ich," lautet sein offene Wahlkampf-Strategie. Und ich dachte immer, Er, Alster oder Michel stünden zur Wahl. Und so sieht man ihn bei der Wattwanderung, beim Gurkenkauf oder mit Plastikschwert beim Kostümausstatter - kein photographierter, kein publizierter Auftritt beim schweren Geschäft der Selbstdarstellung bleibt uns erspart. Er ist, wer will das bezweifeln, Hamburgs Schnappschussmeister. 
Aber dort, wo die Not am größten ist, wo hunderte Hamburger vor Suppenküchen anstehen, sehen wir ihn nicht. Wir sehen ihn nicht im Gespräch mit den Eltern, die sich die Mittagsessens-Pauschale in den Kitas nicht leisten können oder wollen. Wir hören und sehen nichts von ihm, wenn zehntausende Hafen-arbeiter um ihre gesicherte Zukunft kämpfen oder Pflegekräfte bis zur Erschöpfung schuften müssen. Kein Bild zeigt ihn mit Obdachlosen und Verzweifelten in unserer Stadt. Es gibt sie, und es werden immer mehr.
Genossinnen und Genossen,
es gibt noch jemanden, der diesen Menschen wenig oder gar nichts zu bieten hat: Die PDS mit ihrem neuen Namen. Sie verspricht den Menschen viel, kann es aber nicht halten und erst recht nicht finanzieren. Muss sie auch nicht, denn diese Partei sagt es ja selbst: Sie will nicht regieren. Sie kann es auch nicht. Keiner bezeugt das deutlicher als ihr pensions-gesicherter Wortführer aus dem Saarland. Niemand spricht ihm die Fähigkeit ab, im selbst gewählten politischen Asyl seine eigene Dorfkirche zu bauen. Da steht er nun und predigt. Aber er zitiert immer nur aus dem eigenen Testament, und das kreist um einen einzigen Satz: "Es werde Oskar." 
In dieser Woche hat er den begnadeten Kabarettisten Hans Scheibner gebeten, als Spitzenkandidat seiner Partei in Hamburg anzutreten. Der hat Sinn für Humor und hat nach reiflicher Überlegung abgewunken. Er wählt seit 30 Jahren SPD.
Jeder mögliche Protestwähler in Hamburg sollte wissen: Eine Stimme für die so genannte "Linkspartei" ist eine Stimme für die Partei des Beust-Senats. Die gegenwärtigen Mehrheits-verhältnisse lassen keinen anderen Schluss zu. Ole von Beust war schon einmal mit den Protestwahl-Stimmen eines Scharlatans namens Schill an die Macht gekommen. Ich sage es ohne jede Zweideutigkeit: 
Eine Koalition mit der Linkspartei kommt für uns Hamburger Sozialdemokraten nicht in Frage. Wir lassen uns unsere politische Biographie von jenen nicht stehlen, die von Ent-eignungen träumen und die seriöse und verlässliche Politik mit populistischen Parolen verwechseln. Das hatten wir schon einmal in dieser Stadt. Hamburg braucht keinen zweiten Selbstdarsteller. Einer reicht.
Wer sich, wie Lafontaine, zum Testamentvollstrecker Willy Brandts aufspielt, dem rufe ich die Worte des ersten sozialdemokratischen Bundeskanzlers der Republik ins Gedächtnis, der zum Auftakt der Wahl vor 35 Jahren sagte:
"Für Sozialdemokraten waren in ihrer Geschichte von mehr als hundert Jahren immer die Bedürfnisse der Menschen die Substanz der Politik. So haben sie dafür gesorgt, dass Gesundheit und Lebenskraft nicht ruiniert werden durch endlose Arbeitszeiten, schlechte Ernährung und miserable Wohnverhältnissen. Sie haben verhindert, dass Millionen von Arbeitern unter den Rädern der industriellen Revolution zugrunde gingen. Heute müssen wir Sozialdemokraten dafür sorgen, dass Mensch und Natur nicht durch eine ungezügelte Technologie und eine missverstandene Verabsolutierung des Marktmechanismus gefährdet oder zerstört werden." 
Diese Herausforderung bleibt auf der Tagesordnung. Es war so und es bleibt so: Nur die SPD ist in der Lage in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften, Arbeitnehmerinteressen politisch durchzusetzen. "Höhere Leistungskraft der Wirtschaft" ist die Parole der CDU. Nichts dagegen, sagen wir, aber doch nicht auf Kosten von Anstand und Würde am Arbeits-platz. Nicht auf Kosten der Arbeitnehmer, die mit ihrer ganzen Existenz allein bürgen sollen für unternehmerisches Risiko, ohne angemessen beteiligt zu werden am Gewinn. 
Es kann nicht sein, dass prekäre Beschäftigungsverhältnisse für Leiharbeiter und Zeit-arbeiter zur Regel auf dem Arbeitsmarkt werden. Wer Ungelernte und eingeschränkt Erwerbsfähige von Beschäftigung und Einkommen ausschließt, beschädigt den solidar-ischen Geist unserer Stadt- also jenen Geist, der Hamburg aus den Ruinen des Weltkriegs unter sozial-demokratischer Führung zu Wohlstand und Ansehen geführt hat.
Genossinnen und Genossen, 
das ist der Kern unsererTradition. Sie reicht in unsere Zeit hinein. Wir Sozialdemokraten mussten unseren Namen nicht ändern. Wir nehmen unsere Geschichte ernst. Auf sie dürfen wir stolz sein. Um noch einmal Willy Brandt zu zitieren: 
"Durch die Generationen streitbarer, verfolgter, geschlagener und kraftvoll wieder auferstandener deutscher Sozialdemokraten hindurch ging es letztlich immer wieder um eine zentrale Aufgabe: Freiheit und Gerechtigkeit, Einzelinteressen und Gemeinschaftsinteressen im Geiste der Solidarität miteinander zu verbinden." 
Und das betraf auch dieSolidarität mit den Menschen in der DDR. Niemand hier hat vergessen, niemand wundert sich darüber, dass Oskar Lafontaine seine politische Heimat bei den Genossen gefunden hat, die seine Meinung zur Wiedervereinigung teilten: Sie waren dagegen. 
Wir Hamburger Sozialdemokraten stehen in der großen Tradition unserer Bürgermeister. Ihre politische Arbeit verpflichtet uns: Hamburg darf nicht auseinander fallen, sondern Hamburg muss wieder zusammenwachsen. Transparente Stadtplanung, vernünftige Arbeitsmarkt-, Finanz- und Standortpolitik, sozialer Wohnungsbau, vorausschauende Gesundheits- und Verkehrspolitik, zukunftsorientierte Erziehung und Bildung, Umwelt- und Klimaschutz und nicht zuletzt kreative Kulturpolitik für alle, aber auch bürgernahe Verwaltung: Dies ist aus einem Guss zu gestalten. Ein Senat, in dem jeder sein eigenes Süppchen kocht, kann die Stadt nicht zusammenführen. Das schlechte Vorbild haben wir vor Augen. Aber nicht mehr lange.
Wir kämpfen dafür, dass niemand, den Geburt oder Herkunft, den Lebensschicksal oder Verlust des Arbeitsplatzes, den Religion oder sexuelle Identität ausgrenzt oder um Aufstiegschancen beraubt, in unserer Stadt zurückbleibt oder vergessen wird. Es kann nicht sein, dass sich in unserer reichen und produktiven Stadt in manchen Stadtteilen Erwerbslosigkeit von einer Generation zur anderen vererbt wird. Und wir brauchen endlich wirksame Anstrengungen, damit Frauen für gleiche Arbeit gleichen Lohn erhalten und ihren Platz in den Chefetagen finden. 
Der CDU-Senat, so heißt es in unserem Antrag, hat die Arbeitsmarktpolitik auf über 12.000 Arbeitsgelegenheiten und ein Minimum kurzfristiger Trainingskurse reduziert. Wir werden die Ausgaben für berufsbildende Maßnahmen deutlich erhöhen und die entsprechenden Mittel in Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für Arbeit zur Verfügung stellen. Denjenigen, die in absehbarer Zeit die Rückkehr in Arbeit nicht schaffen, werden wir sinnvolle Bürgerarbeit anbieten. Doch Vorrang hat für uns weiterhin die Integration in den ersten Arbeitsmarkt, auch wenn es länger dauert. Hamburgs Unternehmer werden wir dabei unterstützen, Arbeitsplätze für jene zu schaffen, die wegen jahrelanger Schwerst-arbeit gesundheitlich gefährdet sind. 
Wir verlassen uns dabei auch auf den hanseatischen Geist vorbildlicher Arbeitgeber, die in der Vergangenheit bewiesen haben, dass wirtschaftlicher Erfolg nicht getrennt werden kann von gesellschaftlichem Engagement. Ich rede von jenen Unternehmern, für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht Kostenfaktoren sind, sondern Partner mit Rechten und nicht nur mit Pflichten. Von ihnen gibt es mehr in unserer Stadt als irgendwo sonst in Deutschland. Das beweist allein die Zahl der sozial engagierten Stiftungen. Auf diese Unternehmer, ob sie Otto, Töpfer oder Dräger heißen, können wir Hamburger durchaus stolz sein. 
Wir werden nach der Wahl eine Investitionsbank gründen, wie sie es in anderen deutschen Metropolregionen gibt. Sie wird unternehmerischen Gründern Startchancen bieten, die sie ansonsten nicht hätten. Sie wird zumal den Einwanderern, zum Beispiel den jungen, aufstiegsbewussten Türken in unserer Stadt mit Beratung und Krediten die Chance bieten, die einige von ihnen in der Vergangenheit gegen großen Widerstand erfolgreich genutzt haben. Nichts wäre verhängnisvoller für ein Gesellschaft, der die Arbeit ausgeht. 
Wir wollen gute Arbeit für alle. Und das heißt - Arbeit, die unter menschenwürdigen Bedingungen stattfindet. Nicht Jobs zu Billiglöhnen, nicht Beschäftigungen, die von Not aufgezwungen werden, sondern gute Arbeit, die erfülltes und gesundes Leben möglich macht - und ein sicheres Alter. Wir wollen, dass es den alten Menschen in dieser Stadt so gut geht, wie es sich die Jungen für ihr eigenes Alter vorstellen. 
Gute Arbeit ist die Grundlage einer Politik, die den ganzen Menschen im Auge behält - auch, wenn die wirtschaftlichen Bedingungen sich verschlechtern. Ein Senat, der sich im Namen der Privatisierung aus der Fürsorge für die Schwachen, Kranken und Armen, davonstiehlt, ein Senat, der die Verantwortung und die Kosten für Erziehung und Studium abschiebt auf diejenigen, die es sich leisten können, verabschiedet sich aus der Geschichte der Bundesrepublik. Oder, in der Sprache der Unternehmensberater, der betreibt Standort-Vernichtung. 
Standort-Vernichtung betreibt ein Senat, der staatliche Aufgaben an Firmen vergibt, die ihrerseits Subunternehmen beauftragen, in denen bisweilen Arbeits- und Lohnbedingungen vorherrschen, die wir aus den Romanen von Charles Dickens und den Texten von Friedrich Engels kennen, mit Löhnen, von denen niemand leben kann. Entwürdigende Arbeit ist mehr noch als entfremdete Arbeit, sie ist vielmehr der reine Hohn. Wer in Vollzeit arbeitet, muss sich und seine Familie davon ernähren können. Die neue soziale Spaltung der Gesellschaft ist das beherrschende Thema nicht nur in Hamburg. 
Ich darf den Erzbischof unserer Stadt zitieren: Die Reichen werden reicher, die Armen werden ärmer. Wen das aus gutem Grund bekümmert, der redet nicht Sozialneid das Wort, sondern den bewegt die Sorge um sozialen Frieden, um Gerechtigkeit und im Übrigen auch um einige christliche Werte, die man in dieser CDU vergebens sucht. Wer, wie ein Mitglied des Senats behauptet, dass 2,56 Euro am Tag reichten, um Kinder von Arbeitslosen gesund zu ernähren, hat das Wunder der Bergpredigt nicht richtig verstanden.
Genossinnen und Genossen, 
gestattet mir ein Wort zu den Arbeitsmarktreformen. Wer wie die PDS glaubt, mit einem anklägerisch herausgeschleuderten "Hartz IV" Arbeitsmarktprobleme auf einen schuld-beladenen Begriff gebracht zu haben, der täuscht sich und will andere gleich mittäuschen. Als dieses Gesetz verabschiedet wurde, war der soziale Leistungsapparat der Bundes-republik an seine finanziellen Grenzen gestoßen. Diese Grenzen existieren weiterhin. Das traf und trifft auf die Rentenkassen ebenso zu wie auf Krankenkassen und Kosten der Arbeitslosenversicherung. Der Staat konnte und wird sich aus seiner sozialen Verpflichtung der Daseinsfürsorge nicht selbst entlassen. Im Gegenteil, er muss alles tun, um den finanziellen Kollaps eines vorsorgenden Sozialstaats zu verhindern. Das, und nichts anderes, war das Ziel der Hartz- Gesetzgebung. Und vergessen wir eines nicht: Sie hat Hunderttausende Sozialhilfeempfänger aus der Anonymität gezogen und ihre Lebens-umstände verbessert. 
Uns Sozialdemokraten ist immer vorgeworfen worden, staatshörig zu sein. Es ist noch nicht lange her, als die CDU unter Angela Merkels Führung auf dem Leipziger Parteitag das fiskalische Heil in der Privatisierung staatlicher Pflichtaufgaben und in dem Konzept Kirchhof gesucht hat. Der Beust-Senat ist ihr aufs Wort gefolgt. Aber der Staat ist nur höchst mittelbar verantwortlich für die Geburtenrückgänge, die wir in fast allen euro-päischen Nationen beobachten. Diese Entwicklung und auch die enormen sozialpolitischen Konsequenzen der Globalisierung in Wirtschaft und Gesellschaft auf die Staatseinnahmen waren mit den traditionellen Steuerungsmitteln der Sozialgesetzgebung allein nicht mehr zu beherrschen. Die schmerzhaften Anpassungen im sozialen Bereich galten der Rettung unseres Sozialsystems, nicht seiner Abschaffung. Dass dies nicht ohne Konflikte abging, ist bekannt. 
Heute wissen wird, dass der gegenwärtige Konjunkturaufschwung und der erfreuliche Abbau von Arbeitslosigkeit in den letzten Monaten im unbestreitbaren Zusammenhang mit der Agenda 2010 stehen. Es gibt für uns Sozialdemokraten keinen Grund, dies zu verleugnen. Im Gegenteil. Die Alternative, das Leipziger Programm der CDU, hätte uns einen ganz anderen Staat beschert. Was der Gesetzgeber - und dazu zählte auch der Bundesrat - nicht ahnen konnte, war der Missbrauch von 1-Euro-Jobs, mit dem zum Beispiel der CDU-Senat Hamburgs schlechte Schule machte. 
Hier, in Hamburg, gilt es, die Förderungsangebote der Hartz-Gesetzgebung besser auszuschöpfen. Und das schließt Reparaturmaßnahmen am Gesetz selbst nicht aus. Wo es zu Härten auf Kosten von Kindern kommt, spricht nichts gegen Verbesserungs-maßnahmen. Wenn jedes fünfte Kind in Hamburg in Armut lebt, steht für den Gesetzgeber eine Neubemessung der Regelsätze zur Diskussion. 
Die Lebenslagen und Bedürfnisse von Kindern und Familien zu berücksichtigen, heißt nichts anderes, als die Augen zu öffnen vor der Wirklichkeit. Und wir werden sehen, wer sich vor diesen Nachbesserungen in die Büsche schlägt: Dieselbe Partei, die Mindestlöhne für einen Angriff auf ihre Klientel hält und die ihr Etikett "Volkspartei" wenn es darauf ankommt, schnell auszuwechseln versteht. Aber auch das wird der Wähler durchschauen. 
Gegen den Widerstand der CDU hat die SPD auf der Klausurtagung der Regierung die Einführung eines Mindestlohns in der Postbranche durchgesetzt. Das ist ein guter Anfang. Die SPD will das Mindestlohngesetz. Dass eine halbe Million Menschen in unserem Land Vollzeit arbeitet und trotzdem zusätzlich Arbeitslosengeld II beantragen muss, ist nicht mehr hinzunehmen. Armutslöhne und Kinderarmut sind zwei Seiten derselben Medaille. Das trifft in Hamburg genau so zu wie in den übrigen Bundesländern. Wir werden nach der Wahl den Druck im Bundesrat für Mindestlöhne erhöhen. Was Ole von Beust in dieser Angelegenheit denkt, wissen wir nicht. Und wir wollen es auch nicht mehr wissen. 
Gute Arbeit ist gleichbedeutend mit einer Lohnkultur, die sich verabschiedet von nackter Ausbeutung. Ja, es gibt sie wieder in Deutschland. Weil das so ist, verlangen wir Sozial-demokraten die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns von 7,50 Euro. Mindestlöhne existieren in 20 europäischen Staaten - und seit einem Menschenleben in den USA. Der CDU, die glaubt, sie habe die atlantischen Beziehungen gepachtet, rufe ich gerne Franklin Delano Roosevelt inErinnerung: 
"Unternehmen, deren Existenz lediglich davon abhängt, ihren Beschäftigten weniger als einen zum Leben ausreichenden Lohn zu zahlen, sollen in diesem Land kein Recht mehr haben, ihr weiter ihr Geschäft zu betreiben. Mit einem zum Leben ausreichenden Lohn meine ich mehr als das bloße Existenzminimum - ich meine Löhne, die ein anständiges Leben ermöglichen."
Genossinnen und Genossen, 
gute Arbeit hat Hamburg stark gemacht. Stark wurde Hamburg unter seinen sozial-demokratischen Bürgermeistern, weil die soziale Balance gehalten wurde. Wir wollen und werden sie wieder herstellen. 
Gute Wirtschaftspolitik beginnt nicht mit Marketing-Slogans, sondern mit der Qualifizierung junger Menschen. Die Herausforderungen an eine technisch und intellektuell anspruchs-volle Volkswirtschaft wachsen täglich. Das Exportland Deutschland wird schneller als wir glauben unter Druck geraten. Darauf müssen wir uns vorbereiten. Wir müssen das Reservoir unserer Talente ausschöpfen, mehr noch, wir müssen es zugleich vergrößern durch gute Schul- und Universitätspolitik. 
Die Zweiklassengesellschaft der Gelernten und Ungelernten in unserem Land muss aufgelöst werden im Namen von Chancengleichheit und sozialer Gerechtigkeit. Auch das gilt in Hamburg genau so wie in jedem anderen Bundesland.
Wir Hamburger Sozialdemokraten werden nach der Wahl die Vorschulgebühr abschaffen und die Lehrmittelfreiheit wieder herstellen; wir wollen zuerst die Mittagsessenpauschale in den Kitas streichen und schrittweise die Kitagebühren abschaffen - und mit ihnen auch die Studiengebühren für das Erststudium. Wir werden alles tun, um Hamburgs Universität zueinem attraktiven und international renommierten Institut machen. 
"Bildung", so heißt es in unserem Antrag, "ist der sicherste Weg, um Teilhabe am Arbeits-platz zu gewährleisten. " Oder, in den Worten von Max Brauer, "acht Stunden Arbeit, acht Stunden Bildung, acht Stunden Schlaf. " 
Gewiss, das klingt übertrieben - aber wir Sozialdemokraten können auf eine Geschichte zurückblicken, in der Weiterbildung die Grundlage aller politischen und sozialen Eman-zipation darstellte. Das gilt auch heute noch. Wir werden darum gemeinsam mit der Wirt-schaft, den Verbänden und Gewerkschaften eine Hamburger Weiterbildungsoffensive starten. 
Weiterbildung muss in den Mittelpunkt des Arbeitslebens rücken. Wir fördern mit der Initiative 50plus die Weiterbildung von Beschäftigten, die 45 Jahre oder älter sind. Hamburg benötigt wie kaum eine andere deutsche Stadt hoch qualifizierte Arbeitskräfte. Es reicht darum nicht, eine Talentsuche-Behörde zu gründen, sondern es kommt darauf an, sie in den eigenen Schulen und Hochschulen, aber auch in den Betrieben zu fördern und in der Stadt zu halten. Um das zu wissen, benötige ich keinen Unternehmensberater, der in einer Fußnote außerdem vorschlägt, Subkultur-Zentren in der Stadt zu finanzieren. 
Ich kann mir gut vorstellen, dass Hamburgs Bauwagen-Gesellschaft auf derlei Dotationen verzichten würde. Die schwarze Liste der CDU-Kürzungen in allen sozialen Bereichen wird nach der Wahl abgearbeitet. Die Sozialtickets werden wieder eingeführt. Die finanzielle Belastung von Sportvereinen wird reduziert. Der soziale Wohnungsbau wird neu belebt. 
Wir werden Hamburgs Politik zurückführen in soziale Verantwortlichkeit jenseits von Glamour- und Glanz- Politik. Dies war einmal eine Stadt gesellschaftlicher Solidität. Sie konnte gut leben ohne Bambipreis- Verleihung und ähnlichem Spektakel an jedem Wochenende, das der Bürgermeister in der Stadt verbringt. 
"Gute Arbeit für Hamburg" bedeutet gute Standortpolitik. Von der Lufthansa-Technik über vorausschauende Hafenentwicklung, von Airbus bis zur Hafencity: Auf der Habenseite der sozialdemokratischen Bürgermeister steht ein dickes Plus. Was genau hat der CDU-Senat vorzuweisen außer Ausverkaufs-Maßnahmen ohne Maß? Was hat er den 30.000 Langzeitarbeitlosen dieser Stadt zu bieten außer chaotischer Arbeitsplatzvermittlung? Glaubt denn irgendjemand, dass Hamburgs Wirtschaft wächst, weil der CDU-Senat die Weichen richtig gestellt hat? Glaubt denn irgendjemand, dass der Tourismus Hamburgs blüht, weil der Jungfernstieg renoviert wurde?
Jedenfalls wird er jetzt wieder einmal aufgerissen – für eine teure U-Bahn, die niemand braucht, mit Finanzmitteln, die woanders besser eingesetzt worden wären. Nicht nur in Hamburg brauchen wir eine Erneuerung der Sozialpartnerschaft, die unser Land stark gemacht hat. 
Wir Sozialdemokraten halten an dem Ziel der Vollbeschäftigung fest. Für uns in Deutschland zählen Kündigungsschutz und Tarifautonomie weiterhin zum Fundament unserer Marktwirtschaft. Im Vergleich zu anderen Gesellschaften hinken wir allerdings bei der Gleichstellung von Frauen immer noch hinterher. Wir werden darum nach der Wahl eine Gleichstellungsbeauftragte mit neuen Rechten und Pflichten im Rathaus ausstatten.
Genossinnen und Genossen, 
es geht um einen grundlegenden Mentalitätswechsel im Rathaus. Es geht um die Rück-besinnung auf Hamburgs eigentliche Wachstums-Wurzeln: Das Bewusstsein aller Bürger, in einer Stadt zu leben, die Anstand, Toleranz und Tradition zu verbinden weiß mit Offenheit gegenüber den technischen, wissenschaftlichen und kulturellen Ansprüchen der Gegenwart. Die Schönheit unserer Stadt soll sich widerspiegeln in der angstfreien Zufriedenheit der Menschen an ihrem Arbeitsplatz. Und vielleicht ist dies auch der richtige Augenblick, an die "Allgemeine Erklärung der Menschenrechte" zu erinnern. Dort heißt es: 
"Jeder (Mensch) hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befrie-digende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. Jeder, ohne Unter-schied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutz-maßnahmen. (Und) Jeder hat das Recht zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. "
An diese Rechte wollen wir uns halten und an ihrer Sicherung wollen wir uns messen lassen.
Genossinnen und Genossen,
der Wahlkampf hat begonnen. Es geht in Wahlkämpfen nicht nur um politische Macht-fragen. Es geht auch um die faire gesellschaftliche Diskussion über die richtige Ordnung unseres Landes. Zuspitzungen und Streit gehören dazu. Eine Gesellschaft, die Konflikte nicht aushält, ist nicht frei. Nur muss die Bereitschaft auch da sein, Konflikte zu lösen. Das setzt allerdings voraus, dass man sie beim Namen nennt. Der CDU rufe ich zu: Hütet euch davor, sie schön zu reden. Nehmt sie ernst. Denn es geht nicht um die Zukunft eurer Partei, sondern um die Zukunft der ganzen Stadt. Sie lag nicht gut in ihren Händen. 
Ole von Beust, so las ich kürzlich in einer Hamburger Zeitung, pflege bisweilen eine "ironische Distanz zum eigenen Tun." Das glaube ich gerne; man merkt es.
Aber das Amt des Bürgermeisters der Freien Hansestadt Hamburg ist nicht der richtige Platz für Ironiker. Lässige Selbstdistanzierung war die Spezialität des alternden Frank Sinatras. Mein persönliches Vorbild ist und bleibt hingegen der ernsthafte Politiker Helmut Schmidt. Er kann auch über sich selbst lachen – nicht aber über die Ernsthaftigkeit politischer Arbeit. Pflichterfüllung und Verantwortung für eine Stadt wie Hamburg muss auf Ironie verzichten. 
Es wird Zeit, in Hamburgs Rathaus wieder ernst zu arbeiten. Auf unserem vorigen Parteitag habe ich einen Klassiker der Philosophie zitiert, Aristoteles. Von ihm stammen zwar nicht die letzten Worte zur europäischen Verfassungslehre, aber immerhin die ersten. Und er ermahnt die Athener: "Einer kann nicht für immer regieren. Es muss ein Wechsel sein. " Heute möchte ich einen noch älteren Griechen bemühen, den dunklen Heraklit. Von ihm stammt das Rätsel, dessen Lösung wir inzwischen alle kennen. Es lautet: 
"Zwar ist er da und ist doch nicht da." 
Woher, so müssen wir uns in Hamburg fragen, kannte Heraklit den Freiherrn Ole von Beust?
Wie konnte er ahnen, dass es eines Tages einen Politiker geben wird, der zwar unter uns lebt, und dennoch abwesend ist, wenn es gilt, die Ängste und Sorgen seiner Polis beim Namen zu nennen? 
Wie konnte er wissen, dass man sechs Jahre lang eine Stadt regieren
kann, ohne zu regieren? Und das heißt - ohne die gemeinsamen Interessen aller Hambur-gerinnen und Hamburger wahrzunehmen, und stattdessen gegen ihren Willen die städtisch-en Krankenhäuser zu verschleudern und eindeutige Volksentscheide zu ignorieren! 
Wie konnte es gelingen, dass er den Hamburger Bildungsweg von der Kindheit bis zum Studien-abschluss mit immer neuen Gebühren versperrte? 
Wie konnte es dazu kommen, dass Jahr für Jahr 2000 Schüler ohne Abschluss in die Hoffnungslosigkeit entlassen wurden? 
Was hat er sich gedacht, als er das Blindengeld kürzte und Altersheime privatisierte, als er Polizeireviere schloss und die Straßen verkommen ließ? 
Und vor allem: Was steckt hinter dem Versuch, das Herz der Stadt, den Hafen zu privatisieren?
Nun, die Antwort auf diese Rätselfragen werden Hamburgs Wähler am 24. Februar des nächsten Jahres geben. Es ist schon so: In unserer ehrbaren Kaufmannstadt versteht man sich auf alte und auf neue Rechnungen. Am Wahltag werden die Quittungen ausgefertigt. Wir Sozialdemokraten sind bereit, die Verantwortung für eine gerechte Politik zu überneh-men, die allen Menschen unserer Stadt dient.
Liebe Genossinnen und Genossen, 
der Wechsel wird kommen. Und nicht ich werde diese Wahl gewinnen, sondern wir alle gemeinsam. Sagen wir es also anders:
"Er oder wir." Und niemand soll sich nach der Wahl beklagen, dass wir mehr waren als einer allein.
Ich danke Euch.
